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Der Innenminister, Herr Dr. Ingo Wolf, hat seine 
Zweifel, dass eine Zentralisierung beim Bund zu 
einem Mehr an Sicherheit führt, und seine ableh-
nende Auffassung im Vorfeld der Beratungen der 
von CDU/CSU und SPD eingesetzten Koalitions-
arbeitsgruppe zur Föderalismusreform deutlich 
zum Ausdruck gebracht. Frau Abgeordnete Düker 
und Herr Abgeordneter Kutschaty haben es zitiert. 
An dieser Position hat sich grundsätzlich nichts 
geändert.  

Meine Damen und Herren, CDU, CSU und SPD 
haben sich im Rahmen ihrer Koalitionsvereinba-
rung verständigt, auf der Grundlage der Vorarbei-
ten der Föderalismuskommission die Vorausset-
zungen für eine Reform zu schaffen.  

Bei der inneren Sicherheit ist vorgesehen, Art. 73 
des Grundgesetzes zu ergänzen. Der Bund soll 
danach die ausschließliche Gesetzgebung erhal-
ten für  

„die Abwehr von Gefahren des internationalen 
Terrorismus durch das Bundeskriminalpolizei-
amt in Fällen, in denen eine länder-über-
greifende Gefahr vorliegt, die Zuständigkeit ei-
ner Landespolizeibehörde nicht erkennbar ist 
oder die oberste Landesbehörde um eine Ü-
bernahme ersucht“. 

Auch das wurde bereits zitiert.  

Meine Damen und Herren, damit die Bedürfnisse 
der für die Gefahrenabwehr zuständigen Länder 
weiterhin angemessen berücksichtigt werden, 
konnte in den Verhandlungen zur Föderalismusre-
form erreicht werden – Herr Abgeordneter Engel 
hat es erwähnt –, dass das Bundesgesetz, das 
die neue Zuständigkeit und die damit verbunde-
nen Befugnisse des BKA konkret regelt, nach 
Art. 73 Abs. 2 des Grundgesetzes der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf. 

Die Landesregierung hält neue gesetzliche Rege-
lungen nur dann für sinnvoll, wenn sie sich eng an 
den Bedürfnissen der Praxis orientieren, zu kei-
nen weiteren bürokratischen Regelungen führen 
und im Ergebnis ein objektives Mehr an Sicherheit 
für die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes 
gewährleisten.  

Um Kompetenzkonflikte bei der polizeilichen Ge-
fahrenabwehr zu vermeiden, müssen klare Rege-
lungen geschaffen werden. Der Innenausschuss 
hat sich deshalb in seiner sechsten Sitzung am 
8. Dezember 2005 mit Mehrheit für den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen von CDU und 
FDP ausgesprochen. Unter diesen Voraussetzun-
gen wird sich die Landesregierung konstruktiv an 

den Beratungen des Bundesrates beteiligen und 
ihre Position einbringen. – Danke.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Meine Da-
men und Herren, ich sehe keine weiteren Wort-
meldungen. Sie alle sind in den Plenarsaal ge-
kommen. Das signalisiert: Wir kommen jetzt zur 
Abstimmung.  

Ich lasse zunächst abstimmen über die Be-
schlussempfehlung des Innenausschusses. Der 
Innenausschuss empfiehlt in Drucksache 14/896, 
den Antrag von Bündnis 90/Die Grünen Drucksa-
che 14/721 für erledigt zu erklären. Wer stimmt 
dieser Empfehlung zu? – Wer ist dagegen? – Ent-
haltungen? – Damit ist diese Empfehlung ein-
stimmig angenommen und der Antrag Drucksa-
che 14/721 für erledigt erklärt. 

Wir stimmen dann zunächst über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen Drucksache 14/828 ab. Wer 
stimmt diesem Entschließungsantrag zu? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
der Entschließungsantrag Drucksache 14/828 mit 
den Stimmen von CDU und FDP gegen die Stim-
men der SPD und der Grünen abgelehnt.  

Wir stimmen dann über den Entschließungsan-
trag der Fraktionen der CDU und der FDP Druck-
sache 14/844 ab. Wer stimmt diesem Antrag zu? – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Da-
mit ist der Entschließungsantrag Drucksache 
14/844 mit den Stimmen von CDU und FDP ge-
gen die Stimmen der übrigen Fraktionen ange-
nommen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, damit ist 
dieser Tagesordnungspunkt erledigt.  

Wir kommen zu:  

9 Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbu-
ches in Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 14/283 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Bauen und Verkehr  
Drucksache 14/874 

zweite Lesung  

(Unruhe) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe 
zu einem neuen Tagesordnungspunkt übergelei-
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tet. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Gespräche, die 
unbedingt notwendig sind, draußen stattfinden 
könnten.  

Ich eröffne die Beratung und erteile Herrn Jung für 
die SPD-Fraktion das Wort.  

Reinhard Jung*) (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Der vorliegende Gesetzentwurf befasst sich 
im Wesentlichen mit der Aussetzung der Sieben-
jahresfrist für das Bauen im Außenbereich bis 
zum Jahr 2008.  

Mit dieser Materie haben sich der Landtag und 
seine Fachausschüsse in der Vergangenheit auf-
grund vielfältiger Anträge und Gesetzentwürfe in-
tensiv befasst. Darüber hinaus wurde eine Exper-
tenanhörung durchgeführt. Der nordrhein-westfä-
lische Landtag hat bereits in der vergangenen Le-
gislaturperiode die Aussetzung der Siebenjahres-
frist bis zum Ende des Jahres 2004 mit der dama-
ligen rot-grünen Parlamentsmehrheit beschlos-
sen. Das entsprach in vollem Umfang den bun-
desrechtlichen Vorgaben.  

Meine Damen und Herren, die rot-grüne Mehrheit 
im Deutschen Bundestag hat im Jahr 2004 bei der 
Novelle des Baugesetzbuchs den Ländern die 
Möglichkeit eingeräumt, die Umwandlung land-
wirtschaftlicher Gebäude außerhalb der Sieben-
jahresfrist nunmehr bis zum Ende des Jah-
res 2008 zu ermöglichen.  

Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregie-
rung beabsichtigt, diesen – das betone ich noch-
mals – von der seinerzeitigen rot-grünen Bundes-
tagsmehrheit ermöglichten Ausnahmetatbestand 
in Nordrhein-Westfalen umzusetzen.  

Die SPD-Fraktion stimmt daher wie bereits im 
Jahre 2003 – wie auch wiederholt im Bundestag – 
dieser Änderung zu. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Die Rede ist 
zu Ende. Wollen Sie vielleicht applaudieren?  

(Heiterkeit – Beifall von der SPD) 

– Meine Damen und Herren, das war nur eine Hil-
festellung. Ich bitte um Entschuldigung. 

(Heiterkeit) 

Als nächster Redner hat der Abgeordnete 
Schemmer von der CDU-Fraktion das Wort.  

Bernhard Schemmer*) (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das war eine mit viel 
innerem Engagement vorgebrachte Rede, mit der 

in tiefer innerer Überzeugung für die Umnutzung 
landwirtschaftlicher Gebäude gekämpft wurde. 

Das Gesetz heißt ja Gesetz zur Ausführung des 
Baugesetzbuches in NRW. Noch trockener kann 
eine solche Überschrift eigentlich überhaupt nicht 
sein. Aber es wurde zumindest schon einmal rich-
tig erkannt: Es geht um die Umnutzung ehemals 
landwirtschaftlich genutzter Gebäude. Es geht um 
die sogenannte Siebenjahresfrist. Für uns geht es 
auch darum, vor Ort – denn das hat Rot-Grün 
noch vor einem Dreivierteljahr gemacht – die rot-
grünen Blockaden zu beenden. 

Wenn ich an die Beratungen aus dem Jahre 2003 
bis Ende 2004 zurückdenke, da musste Rot-Grün 
ja schon zum Jagen getragen werden. Versuche 
vorher vonseiten der Landwirtschaftskammer, das 
bei der damaligen Ministerin zu erreichen, sind ja 
nun auch fehlgeschlagen. 

Wir müssen uns auch einmal vor Augen führen, 
worüber wir überhaupt reden. Wenn ein Betriebs-
inhaber selber den Betrieb aufgibt und ein ver-
wandter Nachbar den Schweinestall und den 
Kuhstall weiter nutzt, dann hat die Siebenjahres-
frist bereits begonnen auszulaufen.  

Durch die Probleme in der Familie – Erbausei-
nandersetzungen mit Abfindungen der Geschwis-
ter, neues Nutzungskonzept, Finanzierung – dau-
ert das Ganze einfach ein bisschen länger.  

Es gibt ein klares Bekenntnis unsererseits – das 
hat es auch immer gegeben –, Kulturlandschaft 
mit den Gebäuden zu erhalten und darin außen-
bereichsverträgliches Gewerbe und Wohnmög-
lichkeiten unterzubringen. 

Nun hat die Änderung im Baugesetzbuch – das 
müssten Sie eigentlich auch wissen – die rot-
grüne Bundestagsmehrheit beschlossen und so-
mit nur bedingt beschlossen; denn nur eine Bun-
destagsmehrheit und eine Bundesratsmehrheit 
können das Baugesetzbuch ändern. So viel zur 
Wahrheit und so viel zur Klarheit Ende 2004. 

Da hätte es ja allgemein an Ihnen gelegen, mit 
unserem Gesetzentwurf das bereits in 2004 zu 
ändern. Wir wollten eben, dass nicht eine Situati-
on in unseren ländlichen Bereichen entsteht wie in 
Frankreich oder in Schottland. Wir wollten insbe-
sondere auch, dass weniger neue Siedlungsflä-
chen für Wohnen und Gewerbe in Anspruch ge-
nommen werden. Das heißt, Umnutzen führt zu 
weniger Landschaftsverbrauch und weniger Ver-
siegelung. 

Ich will auch noch einmal die Gelegenheit wahr-
nehmen, mich bei Rot-Grün für ihre Starrköpfig-
keit in der vergangenen Wahlperiode zu bedan-
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ken. Das hat sicherlich zu 2 oder 3 % besserem 
Wahlergebnis bei uns geführt. Also noch einmal: 
Danke schön! Aber Sie sind ja inzwischen ein 
bisschen dabei, auf einen besseren Weg zu 
kommen. 

Ich komme noch einmal zu den Ergebnissen der 
Anhörung. Wenn das Landesbüro der Natur-
schutzverbände sich äußert und von nicht privile-
gierten sonstigen Vorhaben und vom Land-
schaftsvorbehalt redet, dann redet es über etwas, 
um das es gar nicht geht beziehungsweise was 
bis dato rechtswidrig war. 

Der Städtetag – das finde ich in Ordnung – stimmt 
grundsätzlich zu. Landkreistag und Städte- und 
Gemeindebund begrüßen sogar die Neuregelung 
und bedanken sich nochmals für den Wegfall des 
Zustimmungsvorbehalts der Bezirksregierung und 
nennen es – so heißt es dort wörtlich – einen ent-
scheidenden Beitrag zum Bürokratieabbau. Noch-
mals stellen sie klar, dass die Altregelung aus der 
damaligen rot-grünen Landesregierung rechtswid-
rig war. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Wir wollen den jährlich rund 4 % der 50.000 land-
wirtschaftlichen Betriebe, die aus der Produktion 
ausscheiden, helfen. Das sind dann in Summe 
rund 2.000 Betriebe im Jahr. Auch die alte Rege-
lung – in 2004 vorgenommen – hat rund 1.000 
landwirtschaftlichen Betrieben und ihren Familien 
geholfen. Rot und Grün haben damals behauptet, 
es wären nicht einmal 100.  

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die Kiste 
Weißwein, die ich vom Kollegen Rommelspacher 
immer noch bekomme, noch einmal anmahnen 
würden. Plenarwetten sind eigentlich dazu da, um 
auch tatsächlich eingelöst zu werden. 

(Beifall von der CDU) 

Kurzum: Die SPD – das habe ich positiv zur 
Kenntnis genommen – kommt zwar spät, aber 
nicht zu spät zu einem sehr ordentlichen Ergeb-
nis. Wir haben uns vorgenommen – wenn Sie uns 
dabei helfen, ist es uns umso lieber –, in jeder 
Plenarwoche mindestens eine der überholten rot-
grünen Vorschriften abzuschaffen und so Nord-
rhein-Westfalen voranzubringen. Das wollen wir 
tun. Noch einmal schönen Dank für Ihre Hilfe. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schemmer. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr 
Kollege Becker das Wort. 

Horst Becker (GRÜNE): Meine Damen und Her-
ren! Frau Präsidentin! Herr Kollege, ich kann Ihren 
Wunsch an dieser Stelle – das wird Sie nicht ü-
berraschen – nicht erfüllen. 

Meine Damen und Herren, ich habe es schon ge-
sagt, als das Gesetz eingebracht worden ist, und 
möchte es hier noch einmal wiederholen: Die An-
hörungen aus der letzten Legislaturperiode sind 
natürlich eigentlich sehr interessant gewesen. Ich 
zitiere mit Genehmigung der Präsidentin: 

„Abschließend ist aus der Sicht der Landwirt-
schaftsverwaltung zu sagen, dass sich die Ver-
waltungspraxis der Umnutzungsgenehmigung in 
Zusammenarbeit mit den Baubehörden … 
grundsätzlich sehr positiv darstellt. Ich denke, 
dass wir auf dieser Ebene weiter machen kön-
nen. Dass es im Einzelfall klemmt, dass es im 
Einzelfall immer wieder Schwierigkeiten gibt, ist, 
glaube ich, unvermeidlich, aber vom Grundsatz 
her meinen wir, dass die Regelung in Ordnung 
ist und die Verwaltungspraxis sicherlich auch 
funktioniert.“ 

Dieses Zitat stammt von Herrn Volkmar Nies von 
der Landwirtschaftskammer. Das hat er am 
8. Januar 2003 in einer Anhörung des Ausschus-
ses hier im Landtag gesagt. 

Die berufsständigen Vertreter der Landwirtschaft 
haben klar und deutlich zum Ausdruck gebracht, 
dass, wenn sich die landwirtschaftlichen Betriebe 
bei ihren Kammern umfassend informieren und 
beraten lassen, eine Umnutzung der aufgegebe-
nen landwirtschaftlichen Betriebsgebäude in na-
hezu allen Fällen problemlos im Einvernehmen 
mit der zuständigen Bauaufsichtsbehörde gelöst 
werden kann. 

Nun kann man sich die Frage stellen: Wenn die 
Landwirtschaftskammern in der jetzigen Regelung 
kein Problem sehen, warum liegt uns dieser Ge-
setzentwurf dann vor? Warum liegt uns heute das 
Gesetz zur Schlussberatung vor? – Auf den Punkt 
gebracht – ich habe es damals schon gesagt – ist 
das eine „Lex Schemmer“, die sogar so weit geht, 
dass die Bauvoranfragen und die erteilten Vorbe-
scheide eine nahezu unbegrenzte Geltungsdauer 
erhalten. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir brau-
chen an dieser Stelle jetzt nicht die ganz große 
Debatte zu führen. Sie haben das gewollt. Wir hal-
ten es für falsch. Ich bin auch nach wie vor der 
Auffassung, dass das in Anbetracht der bisheri-
gen durchaus großzügigen Regelung nicht nötig 
gewesen wäre. Sie können jetzt nach Hause fah-
ren und können den Erfolg verkaufen; Sie können 
jetzt wohl die große Krönung Ihrer parlamentari-
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schen Laufbahn feiern. Ich denke, Sie sollten es 
dann auch dabei belassen und vielleicht in Zu-
kunft bei anderen Punkten wie heute Morgen das 
Feld Ihrem Fraktionsvorsitzenden überlassen.  

Meine Damen und Herren, wir werden diesem 
Gesetzentwurf so nicht zustimmen. Ich hatte das 
eben ausgeführt. Auch die Landwirtschaftskam-
mer hat Ihnen damals ins Stammbuch geschrie-
ben, dass Sie ein Stück weit eine Debatte führen, 
die völlig überhöht ist. Deswegen werden wir für 
die Beibehaltung der alten Regelung stimmen. – 
Schönen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Becker. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der FDP der Kollege Ellerbrock 
das Wort. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Es ist für mich eine Pre-
miere, dem Kollegen Becker hier zustimmen zu 
müssen. Der Kollege Becker hat gesagt, wir woll-
ten das Gesetz, der Kollege Becker hat gesagt, 
wir machen das, und dem ist nichts hinzuzufügen. 
Er hat Recht, der Mann!  

(Beifall von FDP und CDU) 

Meine Damen und Herren, dies ist der Abschluss 
eines langen Prozesses. Die ehemalige Landes-
regierung hat die Möglichkeiten, die der Bundes-
gesetzgeber eingeräumt hatte, nicht in vollem 
Umfang ausgeschöpft. Wir wollen das machen. 
Der Kollege Schemmer hat darauf hingewiesen, 
dass unser Gesetzesvorhaben auf eine breite Zu-
stimmung trifft; der Kollege Schemmer hat darauf 
hingewiesen, dass der Städtetag und der Städte- 
und Gemeindebund dieses Vorhaben ausdrück-
lich begrüßt haben. Ja, sogar der Nabu hat es 
weitestgehend begrüßt, hatte allerdings noch eine 
Zusatzformulierung vorgeschlagen, dass man die 
Landschaftsplanung einbinden sollte. Dem wollen 
wir nicht zustimmen und dem können wir auch 
nicht zustimmen. Dem können wir nicht zustim-
men, wenn wir Bürokratieabbau und Verfahrens-
beschleunigung ernst meinen. Das wollen wir 
nicht machen; deswegen haben wir es so auch 
nicht aufgenommen. 

Die Gegenargumente „zusätzlicher Flächenver-
brauch“ usw. tragen nicht, denn gerade die Um-
nutzung landwirtschaftlicher Gebäude führt ja 
letztlich dazu, dass wir eine geringere Flächenin-
anspruchnahme durch Neubauten erreichen.  

In der vergangenen Legislaturperiode hat mein 
verehrter ehemaliger Kollege Karl Peter Brendel 
zu diesem Problemkreis rund neunmal vortragen 
dürfen. Er hat einen Satz gesagt, der heute ge-
nauso richtig ist wie in der gesamten letzten Le-
gislaturperiode. Ich darf meinen Kollegen Karl Pe-
ter Brendel mit Erlaubnis der Präsidentin derge-
stalt zitieren:  

Wir sollten hier ökologisch vertretbare, wirt-
schaftlich sinnvolle Nutzungen im Interesse des 
Erhalts von Arbeitsplätzen auch im ländlichen 
Raum nicht erschweren, nicht boykottieren und 
deshalb der Verlängerung der Aussetzungsfrist 
zustimmen. Das ist die einzig sinnvolle Ent-
scheidung. 

Dem habe ich nichts hinzuzufügen und danke, 
dass Sie mir zugehört haben. – Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ellerbrock. – Für die Landesregie-
rung erteile ich Herrn Minister Wittke das Wort. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Wir hätten uns diese Debatte heute ersparen 
können, wenn die rot-grüne Landesregierung und 
die rot-grüne Parlamentsmehrheit in der vergan-
genen Legislaturperiode die Kraft und den Mut 
besessen hätten, die Siebenjahresfrist weiter aus-
zusetzen. Darum ist das, was Sie, Herr Jung, hier 
vorgetragen haben, doch zu hinterfragen, denn 
warum haben Sie nicht dafür gesorgt, dass die 
Verlängerung der Aussetzung tatsächlich auch in 
Nordrhein-Westfalen Gesetzeskraft bekommt? Sie 
hat sie nicht bekommen. Dazu bedurfte es einer 
schwarz-gelben Mehrheit. Die haben Sie jetzt. 
Darum werden wir die Frist aussetzen, und wir 
werden dadurch nicht nur entbürokratisieren, son-
dern wir schaffen damit Investitionsspielräume im 
ländlichen Raum, und wir unterstützen den Struk-
turwandel in der Landwirtschaft.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Herr Becker, noch ein letzter Satz zu Ihnen, damit 
Sie die Vorfreude auf Weihnachten nicht verlieren: 
Dies wird nicht die letzte Unterstützungsmaßnah-
me in Sachen Entbürokratisierung und Stimulie-
rung von Investitionsbereitschaft in Nordrhein-
Westfalen sein. Da haben wir noch viel in der Pi-
peline und viel auf der Pfanne. Wir freuen uns auf 
die weiteren Debatten. Jede Plenarwoche eine 
weitere Debatte dieser Art und Weise, und wir 
werden deutlich machen, wo der Unterschied zwi-
schen rot-grüner Politik in Nordrhein-Westfalen in 
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der Vergangenheit und neuer Politik schwarz-
gelber Machart in Nordrhein-Westfalen liegt. – 
Herzlichen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Wittke. – Wir sind damit am Schluss 
der Beratung des Tagesordnungspunktes 9, weil 
mir weitere Wortmeldungen nicht vorliegen.  

Wir kommen damit zur Abstimmung. Der Aus-
schuss für Bauen und Verkehr empfiehlt in seiner 
Beschlussempfehlung Drucksache 14/874, den 
Gesetzentwurf Drucksache 14/283 unverändert 
anzunehmen. Wer dieser Beschlussempfehlung 
zustimmen möchte, den bitte ich, die Hand zu zei-
gen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei Ge-
genstimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
und Zustimmung der Fraktionen von CDU und 
FDP – ohne Beteiligung der Fraktion der SPD …  

(Heiterkeit – Zurufe von der CDU: Es ist kei-
ner mehr da!) 

– Nun, ich frage deswegen extra noch einmal 
nach, denn ich habe niemanden gesehen: Wer 
möchte dieser Beschlussempfehlung zustimmen? 

(Zurufe: Oi!) 

Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist die 
Beschlussempfehlung mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, SPD und FDP gegen die Stim-
men der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ange-
nommen und der Gesetzentwurf Drucksache 
14/283 unverändert verabschiedet.  

Wir kommen damit zum Tagesordnungspunkt 

10 Fußball erleben – Umwelt schützen: Fuß-
ballweltmeisterschaft 2006 zur Werbung 
für einen nachhaltigen Umweltschutz nut-
zen  

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/864 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Bera-
tung und gebe für die antragstellende Fraktion 
dem Kollegen Stinka von der SPD das Wort. 

André Stinka*) (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am ver-
gangenen Freitag haben 320 Millionen Menschen 
gebannt vor dem Fernseher gesessen. Da wurde 
live aus Leipzig die Gala zur Gruppenauslosung in 
der Endrunde der Fußball-WM 2006 gesendet. Mit 
phänomenalen Einschaltquoten weltweit war das 

sicherlich ein hervorragender Auftakt für das, was 
uns im nächsten Jahr erwartet. Ich denke, die 
Fußballinteressierten unter uns werden mir zu-
stimmen, wenn ich sage: Die deutsche National-
mannschaft hat schon etwas von ihrem sprich-
wörtlichen Losglück aufblitzen lassen. Die Auslo-
sung hat für uns sicherlich eine Gruppe erbracht, 
in der man Chancen nutzen kann.  

Damit bin ich unmittelbar beim Thema: Chancen 
nutzen und verwandeln bei der Fußballweltmeis-
terschaft 2006. Vier Wochen, 32 Mannschaften, 
zwölf stets ausverkaufte Stadien, 12.000 freiwilli-
ge Helfer, mehrere Tausend Journalisten und 
3,2 Millionen Fans aus dem In- und Ausland sind 
nur die nackten Zahlen eines Fußballfests, das 
uns im nächsten Jahr erwartet, bei dem wir in 
NRW mit drei Austragungsorten mittendrin sind. 
Viele Menschen unterwegs zu den Stadien be-
deuten viel Verkehr. Viele Menschen in den Sta-
dien bedeuten einen hohen Bedarf an Energie 
und Wasser. Viele Menschen hinterlassen vor, 
während und nach den Spielen in der Regel viel 
Müll. Das Thema Umweltschutz gehört also ganz 
eng zur Weltmeisterschaft. 

Für diejenigen, die damit noch etwas fremdeln: 
Schon im Bewerbungsverfahren hat das Organi-
sationskomitee mit hohen Umweltstandards ge-
worben. Das Projekt „Green Goal“ lieferte ein in-
novatives Konzept, bei dem Umweltbelange rund 
um die WM berücksichtigt wurden. Fußball erle-
ben und Umwelt schützen sind deshalb zwei Zie-
le, die gut zusammenpassen, und zwar zum Nut-
zen unseres Landes, unserer Heimat. 

Durch unseren Antrag fordern wir die Landesre-
gierung auf, die Fußball-WM zur Werbung für 
nachhaltigen Umweltschutz zu nutzen. Denn wie 
häufig nutzen wir das Wort Nachhaltigkeit und 
verbinden damit relativ wenig? Nordrhein-
Westfalen hat während der WM die Chance, sich 
weltweit als Standort für moderne deutsche Um-
welttechnologien und nachhaltiges Wirtschaften 
zu präsentieren. Die Initiative „Green Goal“ hat 
sich eine klimaneutrale WM und ein nachhaltiges 
Erbe auf die Fahnen geschrieben. 

NRW ist mit drei Standorten beteiligt: Gelsenkir-
chen, Dortmund und Köln. In Dortmund ist bei-
spielsweise bereits eine Photovoltaikanlage instal-
liert, die einen Solarpreis bekommen hat. Auf 
Schalke wird mit einem Umweltmanagementsys-
tem Wasser gespart und in Köln der Rasen äu-
ßerst energiesparend geheizt. An dieser Stelle 
frage ich: Wollen wir als eines der größten Länder 
da außen vor bleiben? Die Antwort kann für alle 
Umweltinteressierten nur Nein lauten. Die Idee, 
Fußball und Umweltschutz in einem derartig gro-
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